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Fortschritte bei Eingruppierungsgrundsätzen

Grundsatzeinigung zur Eckeingruppierung

Bei der fünften Sitzung der nach dem Ausscheiden der TdL neu zusammengesetzten Lenkungsgruppe des Neugestaltungsprozesses für das zukünftige Tarifrecht des öffentlichen Dienstes am 20. – 22. Juli 2004 in Köln konnten die in der 4. Sitzung gefundenen Grundsätze zur Eingruppierung (vgl. Ts-berichtet 63/04) weiter konkretisiert werden. 

So wurde Einvernehmen über die Niveaubestimmung der Eckeingruppierung erzielt. Das neue Tarifrecht wird stärker tätigkeitsorientiert als in der Vergangenheit sein: Bei entsprechenden Fähigkeiten führt eine gleichwertige Tätigkeit auch zur gleichen Bezahlung und Eingruppierung! (vgl. Anlage 2)

Bei den „neuen Abschlüssen“ (Bachelor und Master) wird befristet die Empfehlung der Kultusministerkonferenz zugrunde gelegt. 

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, daß es im neuen Tarifrecht 15 Entgeltgruppen geben wird. Allerdings muss sich nach Auffassung von ver.di erst noch zeigen, ob in einem System mit 15 Entgeltgruppen die notwendige Durchlässigkeit gegeben ist und realisierbare Heraushebungsmerkmale vereinbart werden können, die die unterschiedlichen Anforderungen (erhöhte Fachlichkeit, Komplexität, Selbständigkeit/Verantwortung, soziale Kompetenz einschl. Team- und Kooperationsfähigkeit, Planen und Organisieren, physische und psychische Belastungen und Anforderungen) diskriminierungsfrei abbilden. Insofern hat ver.di zur Einigung auf 15 Entgeltgruppen einen Vorbehalt angemeldet (Nähere Einzelheiten vgl. Protokoll der Lenkungsgruppe – Anlage 1).

Entsprechend der abgesprochenen Themenliste sollen nun zügig die Niveaubestimmungen der Entgeltgruppen sowie die zentrale Eingruppierungsvorschrift (Entwürfe vgl. Anlagen 3 und 4) geklärt werden, damit auf dieser Grundlage die Zuordnung der unterschiedlichen Berufe und Tätigkeiten in den ver.di-Fachbereichen und –Fachgruppen – und entsprechend in den B-Projektgruppen erfolgen kann. Parallel sollen in der Lenkungsgruppe erste Klärungen zum Entgelt erfolgen.

Bereits festgelegt ist, dass die Eingruppierung unmittelbar aufgrund der bundeseinheitlichen (zentrale) Vorschrift (Allgemeiner Teil plus jeweiliger Besonderer Teil; zentrale Eingruppierungsvorschrift und Entgeltordnung) auch ohne weitere Ausgestaltung erfolgen kann. Dieser zentrale Eingruppierungsvorschrift enthält die allgemeine Niveaubestimmung für die einzelnen Entgeltgruppen mit verbindlichen, auch spartenspezifischen Beispielen und Ferner-Merkmalen. Es gibt eine landesbezirkliche (für den Bund: bundesspezifische) Ausgestaltungsmöglichkeit im Rahmen und nach Maßgabe der zentralen Eingruppierungsregelung. 

Die Gespräche werden am 18. -20. August in Berlin zu Fragen der Eingruppierung und des Entgelts fortgesetzt.

Anlage1

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der erweiterten Lenkungsgruppe

zur Neugestaltung des Tarifrechts des öffentlichen Dienstes

(Bund/VKA und ver.di) 

am 20. – 22. Juli 2004 in Köln

I. Teilnehmer
Die Teilnehmer ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefügten Anwesenheitsliste.

II. Eingruppierung

Von der vereinbarten Themenliste (vgl. Anlage 3 der Niederschrift 3./4. Juni 2004) wird die Diskussion zu 1.2 in Verbindung mit 3.1.1 fortgesetzt.

Die Tarifvertragspartei erzielen für die Eckeingruppierung die in Anlage 2 dokumentierte Grundsatzeinigung.

Gemeinsame Erklärung: Die Tarifvertragsparteien stimmen darin  überein, dass die schulischen und weiteren Ausbildungen auf ihre Zuordnung hin überprüft werden.

Arbeitgebererklärung: Die Arbeitgeber werden beim Thema Entgelt eine differenzierte Entgeltgestaltung in Phasen der Erprobung bzw. Einarbeitung fordern. 

Das gilt auch für die Arbeitnehmer, die noch nicht die persönlichen Voraussetzungen der Protokollerklärung zu Ziffer 2 erfüllen.

Qualifikationsebenen (Themenliste 1.3) 

Als weitere Qualifikationsebenen werden übereinstimmend festgehalten:

· Unterhalb der Eckeingruppierung bestehen weitere Entgeltgruppen

· Fachhochschulabschluss

· Abschluss an einer wissenschaftlichen Hochschule

Zur Problematik der neuen Bildungsabschlüsse (Bachelor/Master) wird der KMK-Beschluss zugrunde gelegt:

· Der Bachelor-Abschluss wird dem FH-Abschluss gleichgestellt.

· Der Master-Abschluss an einer wissenschaftlichen Hochschule wird dem Abschluss an einer wissenschaftlichen Hochschule gleichgestellt.

· Akkreditierte Masterabschlüsse an einer FH im Sinne des KMK-Beschlusses werden dem Abschluss an einer wissenschaftlichen Hochschule gleichgestellt. Im Hinblick auf die Einstufung eines nicht akkreditierten Masterabschlusses an einer FH erklärt ver.di einen Prüfvorbehalt.

Die Tarifvertragsparteien verständigen sich darauf, im Falle der Änderung des KMK-Beschlusses der Anerkennung der Bachelor/Master-Abschlüsse unverzüglich in Verhandlungen einzutreten.

Zahl der Entgeltgruppen (Themenliste 1.4)

Die Tarifvertragsparteien einigen sich auf 15 Entgeltgruppen mit den Qualifikationsebenen beginnend bei E 1, E 5 (Eckeingruppierung „3-jährige Ausbildung“), E 9 (FH-Abschluss), E 13 (wiss. Hochschulabschluss).

Erklärung ver.di: ver.di behält sich vor, unter Bewertung der Diskussion zu Heraushebungsmerkmalen und zur Durchlässigkeit dies noch einmal neu zur Diskussion zu stellen.

Erklärung der VKA: Die VKA fordert, für den Besonderen Teil Sparkassen eine Entgeltgruppe weniger, d.h. aus E 13 nur eine Heraushebung nach E 14 zu vereinbaren. 

Zentrale Eingruppierungsvorschrift (vgl. Themenliste 3.2 und 3.3)

Einen Formulierungsvorschlag legten sowohl ver.di (Anlage 3) als auch die Arbeitgeber (Anlage 4) vor.

III. Weiteres Verfahren und Verschiedenes

Die Tarifvertragsparteien beabsichtigen, nach der Festlegung der für die Verhandlung zu Entgeltfragen erforderlichen Grundeinigungen zur Eingruppierung die Verhandlungen zu Entgeltfragen fortzuführen.

17. August 2004 
Arbeitsgruppe „Eingruppierung“ – Beginn 13.00 Uhr

18. August 2004 
zentrale Lenkungsgruppe – Beginn 14.00 Uhr

19. August 2004 
Fortsetzung zentrale Lenkungsgruppe bis

20. August 2004 
– Ende 16.30 Uhr

Köln, den 22. Juli 2004

Anlage 2

Grundsatzeinigung zur Eckeingruppierung

1.
Beschäftigte mit Tätigkeiten, die eine abgeschlossene Ausbildung in einem nach dem BBiG anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren voraussetzen.

(Dem BBiG stehen die entsprechenden Bestimmungen der HandwO gleich. Die Ausbildungsvoraussetzungen gelten durch den erfolgreichen Abschluss der Ersten Prüfung oder des Verwaltungslehrgangs I als erfüllt.)

sowie

2. Beschäftigte, die ohne diese Ausbildung aufgrund  entsprechender Fähigkeiten diese oder gleichwertige Tätigkeiten ausüben

Protokollerklärung zu Ziffer 1:

Die mindestens zweieinhalbjährigen Ausbildungen nach altem Recht sind gleichgestellt.

Niederschriftserklärung zu Ziffer 1:

Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich, den Anpassungsbedarf bei Änderungen der gesetzlichen Ausbildungsregelungen insbesondere bezüglich der Ausbildungsdauer zu prüfen und ggf. anzupassen. Bis zu einer anderweitigen Regelung gilt das bestehende Tarifrecht fort.

Protokollerklärung zu Ziffer 2:

Entsprechende Fähigkeiten im Sinne der Ziffer 2 müssen sich nicht auf die gesamte Breite und Tiefe des im Rahmen der vorausgesetzten Ausbildung vermittelten fachlichen Wissens und Könnens beziehen, sondern auf den Teil, der für diese oder gleichwertige Tätigkeiten erforderlich ist.

Anlage 3

Projektgruppe A 4 ver.di




         


10. März 2004

§  m  Eingruppierung

   (1)  Die Eingruppierung des/der Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung (... neuer Name). Der/die Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der er/sie eingruppiert ist.

   (2)  Der/die Beschäftigte ist in die Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihm/ihr nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht.

   Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zu einem Viertel Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z.B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen.

   Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Unterabsatz 2 Satz 1 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung.

   Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von Unterabsatz 2 oder 3 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. (ggf. entbehrlich, wenn EntgO immer 25 Prozent und mehr)
   Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein. (bei der von ver.di beabsichtigten reinen Tätigkeitsbewertung entbehrlich)

Protokollnotizen zu § m Abs. 2

1.  
Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis des/der Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, Erstellung eines EKG, Fertigung einer Bauzeichnung, Eintragung in das Grundbuch, Konstruktion einer Brücke oder eines Brückenteils, Bearbeitung eines Antrags auf Wohngeld, Festsetzung einer Leistung nach dem Bundessozialhilfegesetz, Durchführung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit, Führung eines Fahrzeugs). Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden.

2.  
Eine Anforderung im Sinne des Unterabsatzes 2 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.

   (3)  Entgeltgruppe und Fallgruppe des/der Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

§ n Eingruppierung in besonderen Fällen

   Ist dem/der Beschäftigten eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber die ihm/ihr übertragene Tätigkeit (§ m Abs. 2 Unter-abs. 1) nicht nur vorübergehend derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner/ihrer bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ m Abs. 2 Unterabs. 2 bis 5), und hat der/die Beschäftigte die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang ausgeübt, ist er/sie mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in der höheren Vergütungsgruppe eingruppiert. Für die zurückliegenden sechs Kalendermonate gilt § o Abs. 1 sinngemäß.

   Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von neuem.

   Wird dem/der Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen seiner/ihrer bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § o Abs. 1 sinngemäß.

§ o  Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit

   (1)  Wird dem/der Beschäftigten vorübergehend oder vertretungsweise eine andere Tätigkeit (§ m Abs. 2 Unterabs. 1) übertragen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner/ihrer Entgeltgruppe entspricht (§ m Abs. 2 Unterabs. 2 bis 5), und hat er/sie sie mindestens einen Monat ausgeübt, erhält er/sie für die Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage.
Der/die Arbeiter/in, dem/der vorübergehend, jedoch für mindestens 3 Arbeitstage, eine höherwertige Tätigkeit übertragen ist, die ihn/sie zeitlich mindestens zur Hälfte in Anspruch nimmt, erhält für die Dauer dieser Tätigkeit eine persönliche Zulage. (ev. über Liste der Berufe/Berufsgruppen regeln)

   (2)  Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschied zwischen dem Entgelt, das dem/der Beschäftigten zustehen würde, wenn er/sie in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert wäre, und dem Entgelt der Entgeltgruppe, in der er/sie eingruppiert ist.

   (3)  Der/Die Beschäftigte, der/die nach Absatz 1 Anspruch auf die persönliche Zulage hat, erhält sie auch im Falle der Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts sowie bei Arbeitsunfähigkeit und Erholungsurlaub solange, bis die Übertragung widerrufen wird oder aus sonstigen Gründen endet.

Hinweise:

Laufende und zu erwartende Bewährungs-, Fallgruppen- und Zeitaufstiege sind in der Übergangsvorschrift zu regeln. TVÖD muss auch bei höheren Besitzständen eine Perspektive liefern.

Bei der Berechnung der Zeiten der Berufserfahrung (Berufstätigkeit) sind Unterbrechungszeiten (Krankheit, Bundeswehr, Kindererziehung, Pflege, Freistellung als Personalrat ...) zu berücksichtigen.

Anlage 4

Arbeitgeber-Vorschlag für eine zentrale Eingruppierungsvorschrift vom 22.07.2004

§ ...  Eingruppierung

(1) 1 Die/der Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist. 2 Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe nach der Anlage ... eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 

3Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 4Arbeitsvorgänge, die dieses Zeitmaß einzeln oder zusammen nicht erfüllen, sind der nächstniedrigeren Entgeltgruppe solange hinzuzurechnen, bis sich das Zeitmaß ergibt.

5Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person des Beschäftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein.

(2) 1Wird einer/einem Beschäftigten vertretungsweise oder sonst wie vorübergehend eine höherwertige Tätigkeit übertragen und hat sie/er die höherwertige Tätigkeit ... Monate ausgeübt, erhält sie/er vom Beginn des folgenden Kalendermonats an für die verbleibende Dauer der Übertragung eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den Entgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und der Entgeltgruppe, die sich bei dauerhafter Übertragung ergeben würde. 

Protokollerklärung/Protokollnotiz zu Absatz 1 Unterabs. 3:
1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die bezogen auf die gesamte Tätigkeit der/des Beschäftigten, zu einem bei Berücksichtigung einer effizienten Verwaltungsübung bzw. Betriebspraxis abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, wie etwa Bearbeitung eines Antrags auf eine Sozial- oder Drittmittelleistung, einer Baumaßnahme oder eines Widerspruchs, Bearbeitung eines Kreditantrags, Betreuung bzw. Pflege einer Person oder Personengruppe, Erstellung einer Bauzeichnung, Erstellung eines EKG, Durchführung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden. 3Arbeitsvorgänge, die verschiedene tarifliche Anforderungen erfüllen, dürfen auch bei äußerlicher Gleichheit oder Ähnlichkeit des Arbeitsablaufs nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefasst werden, z.B. die Bearbeitung von Anträgen auf Sozial- oder Drittmittelleistungen unterschiedlicher Schwierigkeitsgrade. 4Übt der Angestellte eine Funktion aus, z. B. Leitung einer Einrichtung, einer Zweigstelle, einer Abteilung, eines Sachgebiets, so steht dies der Annahme mehrerer Arbeitsvorgänge bei Ausübung weiterer fachlicher Aufgaben nicht entgegen. 5Dies gilt nicht, wenn eine Funktion in einer Entgeltgruppe ausdrücklich genannt ist (z.B. Leiterin/Leiter von Kindertagesstätten).
Berlin, den 28. 7. 2004�Nr.72/04
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�) Die Vorschrift wird ggf. ergänzt um eine Ausnahmeregelung, wonach keine Zulage bei Übertragung höherwertiger Tätigkeiten zum Zwecke der Erprobung besteht. 
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